Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2599 


Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten für eine Verordnung des Rats zur Abänderung und Er- 
gänzung des Artikels 20 der Verordnung Nr. 17/64/EWG über 
die Bedingungen für die Beteiligung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

— Drucksache V/2459 — 


A. Bericht des Abgeordneten Knobloch 


Der Vorschlag der Kommission wurde vom Herrn 
Präsidenten mit Schreiben vom 15. Januar 1968 an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zur Beratung überwiesen. 

Nach Artikel 20 der EWG-Verordnung Nr. 17 
über die Bedingungen für die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft vom 5. Februar 1964 müssen die 
Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus der 
Abteilung Ausrichtung des Fonds alljährlich bis 
zum 1. Oktober vorgelegt werden. Die Kommission 
hat daraufhin bis 31. Dezember des folgenden Jah- 
res eine Entscheidung in der Sache zu treffen. 

Für das Jahr 1967 wurde die Frist für die Vor- 
lage der Anträge bereits vom 1. Oktober 1966 auf 
den 31. Januar 1967 verschoben. Außerdem konnte 
die Kommission über die Zuschußanträge für das 
Jahr 1966 nicht wie vorgesehen bis zum 31. Dezem- 
ber 1966, sondern erst am 27. Juli 1967 entscheiden. 
Dadurch war es der Kommission nicht möglich, über 
die Zuschußanträge für 1967 bis zum 31. Dezember 
1967 zu entscheiden. Sie schlägt deshalb vor, diese 


Frist auf den 29. Februar 1968 zu verschieben 
(Artikel 1). 

Vorhaben, die zwar alle Voraussetzungen für 
eine Beteiligung des Fonds erfüllen, wegen fehlen- 
der Mittel nicht bedient werden konnten, mußten 
bisher stets neu eingereicht werden. Die Kommis- 
sion beabsichtigt nun, um erhebliche Zeitverluste 
in Zukunft zu vermeiden, für solche Vorhaben eine 
einmalige Übertragbarkeit zu schaffen (Artikel 2). 

In der Ausschußberatung stimmte der Ausschuß 
Artikel 1 der Verordnung zu. Zu Artikel 2 war der 
Ausschuß der Auffassung, daß für das vorgesehene 
neue Verfahren keine Benachteiligungen der deut- 
schen Interessen eintreten dürften. Es wurde im 
Ausschuß auf die Vorstellungen der BRD und des 
Bundestages zu den Gemeinschaftsprogrammen ver- 
wiesen. Der Ausschuß hebt hervor, daß die Bundes- 
regierung auch in dieser Richtung verhandeln sollte. 
Der Ausschuß nahm die Vorlage unter Hinweis auf 
Drucksache V/1374 zur Kenntnis. Namens des Aus- 
schusses bitte ich das Hohe Haus, dem Ausschuß- 
antrag zuzustimmen. 


Bonn, den 20. Februar 1968 


Knobloch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Verordnungsvorschlag der Kommission — 
Drucksache V/2459 — zur Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, der Verord- 
nung nur dann zuzustimmen, wenn 

a) keine Benachteiligung für deutsche Vorhaben 
oder für den deutschen Anteil an Mitteln 
eintritt, 

b) der Grundauffassung des Bundestages über 
die Gemeinschaftsprogramme Rechnung ge- 
tragen worden ist. 


Bonn, den 20. Februar 1968 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht 

Vorsitzender 


Knobloch 

Berichterstatter 


2 



